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Auf Grund von 

1. § 199 Abs. 2 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September
2004 (BGBl I S. 2414) erlässt die Bayerische
Staatsregierung die §§ 1 bis 15 und den § 17,

2. Art. 21 Abs. 1 Satz 1 des Kostengesetzes vom 20. Fe-
bruar 1998 (GVBl S. 43, BayRS 2013–1–1–F),
zuletzt geändert durch Art. 21 des Gesetzes vom
24. Dezember 2002 (GVBl S. 937), erlässt das Bay-
erische Staatsministerium des Innern im Einver-
nehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium
der Finanzen die §§ 16 und 17

der folgenden Verordnung:

Erster Teil

Bildung der Gutachterausschüsse

§ 1

Gutachterausschuss

(1) Bei jedem Landratsamt (für den Bereich des
Landkreises) und bei jeder kreisfreien Gemeinde (für
ihren Bereich) wird ein Gutachterausschuss gebildet. 

(2) 1Der Gutachterausschuss erfüllt die ihm nach
dem Baugesetzbuch und anderen Rechtsvorschriften
übertragenen Aufgaben. 2Ferner kann er für die Ent-
eignungsbehörde im Verfahren der vorzeitigen Besitz-
einweisung nach dem Baugesetzbuch den Zustand
des Grundstücks vor der Besitzeinweisung feststellen.

§ 2

Zusammensetzung des Gutachterausschusses

(1) 1Der Gutachterausschuss besteht aus dem Vor-
sitzenden sowie ehrenamtlichen weiteren Gutach-
tern. 2Für den Vorsitzenden werden mindestens zwei
Stellvertreter berufen.

(2) Der Vorsitzende und dessen Stellvertreter müs-
sen Bedienstete bei dem Landratsamt oder der kreis-
freien Gemeinde sein, für deren Bereich der
Ausschuss zuständig ist.

(3) Dem Gutachterausschuss muss ein mit dem
Vollzug des Baurechts befasster Angehöriger des
öffentlichen Dienstes mit der Befähigung zum Rich-
teramt angehören.

(4) 1Dem Gutachterausschuss muss zudem je ein
Bediensteter der Finanzämter, die für die Feststel-
lung von Einheitswerten für den Grundbesitz im
Bereich des Gutachterausschusses zuständig sind,
angehören. 2Diese Gutachter werden ausschließlich
für die Ermittlung der Bodenrichtwerte berufen.

§ 3

Berufung der Gutachter

(1) Die Gutachter werden von der Kreisverwal-
tungsbehörde berufen, die Gutachter nach § 2 Abs. 4
auf Vorschlag einer vom Staatsministerium der
Finanzen bestimmten Behörde.

(2) Zum Gutachter darf nicht berufen werden, wer
nach den Vorschriften der Verwaltungsgerichtsord-
nung vom Amt des ehrenamtlichen Verwaltungsrich-
ters ausgeschlossen ist.

(3) 1Die Gutachter werden auf vier Jahre berufen.
2Eine wiederholte Berufung ist möglich.

(4) Für Fälle, bei denen der Vorsitzende sowie des-
sen Stellvertreter von der Mitwirkung nach § 6 Abs. 4
ausgeschlossen sind, beruft die Kreisverwaltungs-
behörde einen anderen Angehörigen des öffentlichen
Dienstes als Vorsitzenden.

§ 4

Verpflichtung der ehrenamtlichen Gutachter

(1) Die ehrenamtlichen Gutachter haben vor Be-
ginn der Tätigkeit gegenüber dem Vorsitzenden zu
versichern, dass sie ihre Tätigkeit gewissenhaft und
unparteiisch ausüben und über die ihnen bekannt
gewordenen Tatsachen auch nach Beendigung der
Tätigkeit Verschwiegenheit wahren.

(2) Über die Verpflichtung ist eine Niederschrift
aufzunehmen.

§ 5

Abberufung von Gutachtern

(1) Die Kreisverwaltungsbehörde hat Gutachter
abzuberufen, wenn die Voraussetzungen für die Be-
rufung nicht vorgelegen haben oder nachträglich
weggefallen sind.

(2) Die Kreisverwaltungsbehörde kann Gutachter
abberufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
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(3) Ehrenamtliche Gutachter sind aus ihrem Amt
zu entlassen, wenn sie es beantragen.

§ 6

Besetzung des Ausschusses im Einzelfall

(1) 1Der Vorsitzende bestimmt die Gutachter, die
im Einzelfall tätig werden. 2Er bestimmt ferner, wel-
cher Gutachter den Vorsitz führt. 3Die besondere
Sachkunde der Gutachter soll bei der Bestimmung
berücksichtigt werden.

(2) 1Bei der Erstattung von Gutachten sowie im
Fall des § 1 Abs. 2 Satz 2 wird der Gutachteraus-
schuss grundsätzlich in der Besetzung von drei Gut-
achtern tätig, von denen einer den Vorsitz führt. 2In
geeigneten Fällen kann der Vorsitzende bestimmen,
dass eine andere Anzahl von Gutachtern hinzuzuzie-
hen ist.

(3) Bei der Ermittlung von Bodenrichtwerten wird
der Gutachterausschuss in der Besetzung mit dem
Vorsitzenden, dem für die jeweilige Gemeinde zu-
ständigen Gutachter nach § 2 Abs. 4 sowie mindes-
tens zwei weiteren Gutachtern tätig.

(4) Für den Ausschluss von Gutachtern gelten die
Vorschriften des Bayerischen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes über ausgeschlossene Personen und die
Besorgnis der Befangenheit entsprechend.

§ 7

Entschädigung der Gutachter

(1) 1Die Gutachter erhalten für ihre Tätigkeit eine
angemessene Entschädigung. 2Die Bediensteten der
Kreisverwaltungsbehörde, des Landkreises und die
Gutachter nach § 2 Abs. 3 und 4 sowie nach § 3 Abs. 4
werden nur entschädigt, wenn sie außerhalb ihrer
Dienstzeit tätig geworden sind. 

(2) 1Die Höhe der den Gutachtern zustehenden
Entschädigung wird allgemein durch die Körper-
schaft, für deren Bereich der Gutachterausschuss ge-
bildet ist, festgelegt. 2Dabei dürfen die nach dem
Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz (JVEG)
geltenden Beträge nicht überschritten werden. 3Die
Entschädigung im Einzelfall wird von der Geschäfts-
stelle festgesetzt.

(3) Zur Leistung der Entschädigung ist die Körper-
schaft verpflichtet, für deren Bereich der Gutachter-
ausschuss gebildet ist.

Zweiter Teil

Vorsitzender,
Geschäftsstelle des Gutachterausschusses

§ 8

Aufgaben des Vorsitzenden

Der Vorsitzende erfüllt die ihm durch diese

Verordnung und durch Gesetz zugewiesenen Aufga-
ben und vertritt den Gutachterausschuss nach außen.

§ 9

Einrichtung und Aufgaben der Geschäftsstelle

(1) Geschäftsstelle des Gutachterausschusses ist
die Kreisverwaltungsbehörde.

(2) Die Geschäftsstelle führt die Geschäfte des
Gutachterausschusses nach Weisung des Vorsitzen-
den. 

Dritter Teil

Kaufpreissammlung

§ 10

Führung der Kaufpreissammlung

(1) Die Kaufpreissammlung wird bei der Geschäfts-
stelle des Gutachterausschusses eingerichtet und ge-
führt.

(2) 1Für die Kaufpreissammlung wertet die Ge-
schäftsstelle die ihr übersandten Urkunden und die
Mitteilungen der Flurbereinigungsbehörde gemäß
Abs. 10 nach Weisung des Vorsitzenden aus. 2Die
Urkunden sind drei Jahre aufzubewahren und dann
zu vernichten. 3Die Frist beginnt mit Ablauf des
Jahres, in dem die Übersendung erfolgte.

(3) 1Die Kaufpreissammlung besteht mindestens
aus einem beschreibenden Nachweis. 2Sie soll durch
eine Kaufpreiskarte ergänzt werden. 3Die der Ge-
schäftsstelle übersandten Urkunden und die Mittei-
lungen der Flurbereinigungsbehörde gemäß Abs. 10
sind nicht Teil der Kaufpreissammlung. 

(4) 1Im beschreibenden Nachweis der Kaufpreis-
sammlung werden bekannte Vertragsmerkmale, Wert
beeinflussende Umstände, geeignete Ordnungsmerk-
male und Objektgruppen nachgewiesen. 2Die Entgelte
sind auf die für die Objektgruppen geeigneten Ver-
gleichsmaßstäbe zu beziehen.

(5) 1Vertragsmerkmale sind die Vertragsart oder
der sonstige Grund des Rechtsübergangs, das Entgelt,
die Zahlungsbedingungen sowie Besonderheiten der
Preisvereinbarung. 2Ist anzunehmen, dass unge-
wöhnliche oder persönliche Verhältnisse die Höhe des
Entgelts beeinflusst haben, ist dies entsprechend
kenntlich zu machen. 

(6) Wert beeinflussende Umstände sind insbeson-
dere Entwicklungszustand, Lage und Größe, Nut-
zung und Nutzungsmöglichkeit des Grundstücks, ge-
zahlte oder nicht gezahlte Erschließungs- oder sons-
tige Beiträge sowie bei baulichen Anlagen Alter,
Zustand und etwaiger Ertrag.

(7) Ordnungsmerkmale sind insbesondere die An-
gaben des Liegenschaftskatasters und des Grund-
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buchs, die Bezeichnung der Gemeinde und Straße
sowie Haus- und Flurstücksnummer.

(8) Objektgruppen sind Gruppen von Grund-
stücken, für die nach den örtlichen Marktver-
hältnissen Teilmärkte bestehen.

(9) 1Die Kaufpreiskarte soll den Zuschnitt der
Grundstücke erkennen lassen. 2In die Kaufpreiskarte
sind mindestens die mitgeteilten Eigentumswechsel
an unbebauten Grundstücken einzutragen. 3Dabei
sind mindestens eine Ordnungsnummer und das Jahr
des Vertragsschlusses oder der Entscheidung zu ver-
merken.

(10) Die Flurbereinigungsbehörden übermitteln
dem zuständigen Gutachterausschuss zur Führung
und Auswertung der Kaufpreissammlung jeweils zum
Ende des Kalenderjahres Daten über nach dem
Flurbereinigungsgesetz zu leistende Kapitalbeträge,
Geldabfindungen und Geldentschädigungen.

§ 11

Geheimhaltung, Auskünfte

(1) 1Die Kaufpreissammlung einschließlich der
übersandten Unterlagen ist geheim zu halten. 2Sie
darf nur von den Mitgliedern des Gutachteraus-
schusses und den Bediensteten der Geschäftsstelle
ausschließlich zur Erfüllung ihrer Aufgaben eingese-
hen werden.

(2) 1Auf Antrag sind Auskünfte aus der Kaufpreis-
sammlung zu erteilen, soweit ein berechtigtes Inte-
resse hieran nachgewiesen wird. 2Vom Vorliegen eines
berechtigten Interesses ist in der Regel auszugehen,
wenn die Auskunft von

1. mit der Wertermittlung an Grundstücken befassten
Behörden oder

2. öffentlich bestellten und vereidigten Sachverstän-
digen, die mit der Wertermittlung von Grund-
stücken befasst sind,

für eine Wertermittlung beantragt wird. 3Name und
Anschrift der Eigentümer sowie sonstiger Personen
dürfen nicht mitgeteilt werden.

(3) 1Auskünfte dürfen nur erteilt werden, soweit
sie zum Zweck der Wertermittlung erforderlich sind.
2Die Auskünfte dürfen nur für den Zweck verwendet
werden, zu dessen Erfüllung sie erteilt wurden. 3Eine
unbefugte Weitergabe an Dritte ist nicht zulässig.

Vierter Teil

Bodenrichtwerte

§ 12

Ermittlung der Bodenrichtwerte

(1) 1Die Bodenrichtwerte nach dem Baugesetzbuch
sind für Bauland zu ermitteln. 2Sie sollen die Er-
schließungskosten und etwaige Kosten für natur-

schutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen sowie die für
die anderen Erschließungsanlagen in Betracht kom-
menden Beiträge nach dem Kommunalabgabengesetz
enthalten. 3Die Bodenrichtwerte können auch für
andere Entwicklungszustände ermittelt werden. 4Für
Zwecke der steuerlichen Bewertung des Grundbesit-
zes sind Bodenrichtwerte für die Entwicklungszu-
stände baureifes Land, Rohbauland und Bauerwar-
tungsland sowie für Bereiche mit bebauten Grund-
stücken zu ermitteln.

(2) 1Die Bodenrichtwerte sind auf den Quadrat-
meter Grundstücksfläche zu beziehen. 2Sie sind für
eine Mehrzahl von Grundstücken zu ermitteln, die im
Wesentlichen gleiche Nutzungs- und Wertverhält-
nisse haben.

(3) 1Für Gemeinden oder Teile von Gemeinden, für
die zu wenige Kaufpreise bekannt sind, kann von der
Ermittlung der Bodenrichtwerte abgesehen werden,
soweit die Ermittlung nicht für die steuerliche
Bewertung des Grundbesitzes erforderlich ist. 2Sind
Kaufpreise aus anderen Gebieten mit vergleichbaren
Merkmalen oder geeignete Indexreihen vorhanden, so
können diese zur Ermittlung von Bodenrichtwerten
für Gebiete ohne ausreichendes Kaufpreismaterial
herangezogen werden.

(4) Die Bodenrichtwerte nach Abs. 1 Satz 1 sind
zum Ende eines jeden Jahres mit gerader Jahreszahl
zu ermitteln.

§ 13

Bekanntmachung der Bodenrichtwerte

(1) Die Bodenrichtwerte sind in eine Grundstücks-
karte einzutragen oder in eine Liste aufzunehmen.

(2) Bodenrichtwerte, die den Erschließungsbeitrag
oder einen anderen der in Betracht kommenden
Beiträge (§ 12 Abs. 1 Satz 1) nicht enthalten, sind
gesondert zu kennzeichnen.

(3) 1Die Bodenrichtwertkarte oder die Liste ist
spätestens ab dem 30. Juni des auf den Zeitpunkt der
Ermittlung folgenden Jahres einen Monat lang in den
Gemeinden öffentlich auszulegen. 2Ort und Dauer
sind ortsüblich bekannt zu machen. 3Auf das Recht,
Auskunft über die Bodenrichtwerte zu erhalten, ist
dabei hinzuweisen.

(4) Die Bodenrichtwerte sind gleichzeitig der Re-
gierung und dem zuständigen Finanzamt mitzuteilen.

§ 14

Ermittlung sonstiger Daten

(1) Sonstige zur Wertermittlung erforderliche Da-
ten sind insbesondere Bodenpreisindexreihen, Um-
rechnungskoeffizienten, Bewirtschaftungsdaten und
Liegenschaftszinssätze. 

(2) 1Die Daten werden in geeigneter Weise bekannt
gemacht. 2Jedermann kann von der Geschäftsstelle
des Gutachterausschusses Auskunft über diese Daten
verlangen.
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Fünfter Teil

Verfahren, Kosten

§ 15

Verfahren

(1) 1Örtlich zuständig ist der Gutachterausschuss,
in dessen Bereich das Grundstück liegt. 2Liegt ein
Grundstück im Bereich mehrerer Ausschüsse, ist der
Ausschuss zuständig, in dessen Bereich der größere
Teil liegt.

(2) 1Der Antrag auf Erstattung eines Gutachtens
ist bei der Geschäftsstelle einzureichen. 2Es kann
verlangt werden, dass die Antragsberechtigung
glaubhaft gemacht wird.

(3) Soweit Eigentümer nicht selbst Antragsteller
sind, ist ihnen vor Erstattung eines Gutachtens
Gelegenheit zu geben, sich zu den für die Ermittlung
des Verkehrswerts maflgeblichen Umständen zu
äußern.

(4) 1Das Gutachten wird von den mitwirkenden
Gutachtern in gemeinsamer nichtöffentlicher Sitzung
beschlossen. 2Der Beschluss wird mit Stimmenmehr-
heit gefasst. 3Bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des Gutachters, der den Vorsitz führt.

(5) 1Das Gutachten ist schriftlich zu erstatten und
zu begründen. 2Es ist von den Gutachtern, die mitge-
wirkt haben, zu unterschreiben.

§ 16

Gebühren und Auslagen

(1) 1Der Gutachterausschuss erhebt für die Erstel-
lung von Gutachten Gebühren und Auslagen (Benut-
zungsgebühren). 2Schuldner der Benutzungsgebüh-
ren ist der Antragsteller oder derjenige, der die Be-
nutzungsgebühren dem Gutachterausschuss gegenü-
ber schriftlich übernimmt. 3Mehrere Schuldner haf-
ten als Gesamtschuldner.

(2) 1Die Gebühr bemisst sich im Regelfall nach der
Höhe des im Gutachten ermittelten Verkehrswerts.
2Sie beträgt

1. für bebaute Grundstücke

– bei einem ermittelten Wert 
bis zu 250.000 €
4, 2 v.T. des Werts zuzüglich 350 €, 

– bei einem ermittelten Wert 
über 250.000 € bis zu 500.000 €
1,6 v.T. des Werts zuzüglich 1010 €,

– bei einem ermittelten Wert 
über 500.000 € bis zu 5.000.000 €
1,05 v.T. des Werts zuzüglich 1300 € und

– bei einem ermittelten Wert  
über 5.000.000 € bis zu 25.000.000 €
0,7 v.T. des Werts zuzüglich 3050 €,

2. für unbebaute Grundstücke sowie in Fällen, in
denen nur der Bodenwert eines bebauten Grund-
stücks zu ermitteln ist, jeweils die Hälfte des Ge-
bührensatzes für bebaute Grundstücke, mindes-
tens 400 €.

3Bei einem ermittelten Wert über 25.000.000 € ist die
Gebühr nach dem Verwaltungsaufwand und der Be-
deutung des Gutachtens für den Antragsteller zu be-
messen. 

(3) 1Sind in einem Gutachten für ein Wertermitt-
lungsobjekt mehrere Werte oder entsprechende Wertun-
terschiede zu ermitteln, so wird der Gebührenberech-
nung die Summe aus dem höchsten ermittelten Wert
und je einem Viertel aller weiteren ermittelten Werte
zu Grunde gelegt. 2Für die Ermittlung der sanierungs-
bedingten Werterhöhung für eine größere Anzahl von
Grundstücken innerhalb eines Sanierungsgebiets
kann dieser Betrag angemessen ermäßigt werden.
3Für die Überprüfung eines Gutachtens des Gutach-
terausschusses hinsichtlich einer Änderung der
Preis- und Währungsverhältnisse bei unveränderten
Qualitätsmerkmalen beträgt die Gebühr die Hälfte
der Gebühr nach Abs. 2, mindestens aber 400 €.

(4) 1Für nicht in den Abs. 2 und 3 erfasste Tätig-
keiten, insbesondere für die Begutachtung von Rech-
ten an Grundstücken und für Tätigkeiten, die dem
Gutachterausschuss nach anderen Rechtsvorschrif-
ten übertragen sind, werden Gebühren nach dem
Zeitaufwand erhoben. 2Die Höhe der Gebühr richtet
sich nach dem Justizvergütungs- und -entschädi-
gungsgesetz (JVEG).

(5) Neben den Gebühren werden folgende Ausla-
gen erhoben:

1. Beträge, die Dritten für Auskünfte an den
Gutachterausschuss zustehen oder zustehen wür-
den;

2. Entgelte für Telekommunikationsleistungen sowie
Entgelte für Postzustellungsaufträge, Einschreibe-
und Nachnahmeverfahren; wird durch Bedienstete
der Geschäftsstelle förmlich oder unter Einhebung
von Geldbeträgen zugestellt, so ist derjenige Be-
trag zu erheben, der bei der förmlichen Zustellung
mit Zustellungsauftrag durch die Post oder bei
Erhebung im Nachnahmeverfahren entstanden
wäre;

3. Reisekosten im Sinn der Reisekostenvorschriften
und sonstige Aufwendungen aus Anlass einer
Ortsbesichtigung;

4. Aufwendungen für die Fertigung notwendiger
Bewertungsunterlagen;

5. die Umsatzsteuer, die auf die Summe der
Gebühren und Auslagen entfällt.

(6) 1Art. 10 Abs. 2 und Art. 11 bis 19 des Kosten-
gesetzes gelten entsprechend. 2Wird ein Antrag vor
Erstattung des Gutachtens zurückgenommen, gilt
Art. 8 Abs. 2 des Kostengesetzes entsprechend mit der
Maßgabe, dass mindestens 50 € als Gebühr zu erhe-
ben sind. 3Ist durch den zurückgenommenen Antrag
kein nennenswerter Arbeitsaufwand entstanden,
kann von der Erhebung einer Gebühr abgesehen wer-
den.



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 7/200592

(7) 1Die Gebühren, Auslagen und sonstigen
Entgelte fließen der Körperschaft zu, für deren
Bereich der Gutachterausschuss gebildet ist. 2Sie
trägt daraus die Kosten des Gutachterausschusses
und der Geschäftsstelle.

Sechster Teil

Schlussvorschriften

§ 17

In Kraft Treten, Außer Kraft Treten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Mai 2005 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 30. April 2005 tritt die Verord-
nung über die Gutachterausschüsse, die Kaufpreis-
sammlungen und die Bodenrichtwerte nach dem
Baugesetzbuch (GutachterausschussV) vom 23. Juni
1992 (GVBl S. 167, BayRS 2130–2–I), geändert durch
Verordnung vom 6. November 2001 (GVBl S. 759),
außer Kraft.

München, den 5. April 2005

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Günther  B e c k s t e i n ,  Staatsminister
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Auf Grund des Art. 55 Nr. 2 Satz 2 der Verfassung des
Freistaates Bayern in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 15. Dezember 1998 (GVBl S. 991, BayRS
100–1–I), geändert durch Gesetze vom 10. November
2003 (GVBl S. 816 und 817), erlässt die Bayerische
Staatsregierung folgende Verwaltungsanordnung:

§ 1

In § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 der Verwaltungsanord-
nung über die bayerischen Staatsflaggen und die
Dienstflaggen an Kraftfahrzeugen (Flaggen-Verwal-
tungsanordnung – VwAoFlag) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 4. Dezember 2001 (GVBl S. 1077,
BayRS 1130–1–I) wird nach dem Wort „Europatag“
der Klammerzusatz „(5. Mai)“ durch den Klammer-
zusatz „(9. Mai)“ ersetzt.

§ 2

Diese Verwaltungsanordnung tritt am 1. Mai 2005
in Kraft.

München, den 5. April 2005

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

1130–1–I

Verwaltungsanordnung
zur Änderung der

Flaggen-Verwaltungsanordnung

Vom 5. April 2005



Auf Grund von Art. 22 Satz 1 des Kostengesetzes
vom 20. Februar 1998 (GVBl S. 43, BayRS 2013–1–1–F),
zuletzt geändert durch Art. 21 des Gesetzes vom 24. De-
zember 2002 (GVBl S. 937), erlässt das Bayerische
Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Ver-
kehr und Technologie im Einvernehmen mit dem Bay-
erischen Staatsministerium der Finanzen folgende
Verordnung:

§ 1

Entschädigungspflicht

Für die Untersuchung von Wasserfahrzeugen,
schwimmendem Gerät, Landestellen und für die
Abnahme der Befähigungsprüfung nach schifffahrts-
rechtlichen Vorschriften erhalten die Beauftragten
der TÜV Industrie Service GmbH TÜV SÜD Gruppe
oder einer anderen durch die zuständige Behörde
bestimmten Stelle einschließlich Umsatzsteuer die in
den §§ 2 bis 4 genannten Entschädigungen. 

§ 2

Untersuchung von Fahrzeugen
mit Maschinenantrieb und Segelfahrzeugen

(1) 1Die Entschädigung für die Untersuchung von
Fahrzeugen mit Maschinenantrieb oder Segelfahr-
zeugen mit Hilfsmotor beträgt bei einer Leistung 

bis 10 kW 45,— €,  

über 10 kW bis 20 kW 57,50 €,  

über 20 kW bis 40 kW 70,— €,  

über 40 kW bis 75 kW 82,50 €,  

über 75 kW bis 200 kW 95,— €.  

2Bei Fahrzeugen mit einer Leistung über 200 kW
beträgt der Zuschlag für jede weiteren angefangenen
100 kW 26,- €. 3Als Nachweis der Leistung gilt die
vom Motorenhersteller angegebene oder durch ein
amtliches Gutachten bescheinigte Leistung des
Motors ohne Getriebeteile bzw. Antrieb. 4Soweit die
Fahrzeuge mit einer Einbaumotorenanlage ausge-
stattet sind, wird ein Zuschlag von 26,- € erhoben.

(2) Die Untersuchung von Koch- oder sanitären
Einrichtungen, Flüssiggasanlagen, die Verplombung
von Bootsauslässen und die Untersuchung nach § 21
Abs. 2 Satz 3 der Schifffahrtsordnung werden zusätz-
lich nach Zeitaufwand vergütet (§ 4 Abs. 1). 

(3) 1Für die Untersuchung von Fahrgastschiffen
mit einer zulässigen Personenzahl von mehr als 24 Per-
sonen wird ein weiterer Zuschlag erhoben. 2Dieser

Zuschlag beträgt für Fahrgastschiffe mit einer zuläs-
sigen Personenzahl 

von 25 bis 99 Personen 40,— €,

100 bis 199 Personen 70,— €,  

200 bis 299 Personen 85,— €,  

300 und mehr Personen 105,— €.

(4) Für die Untersuchung zur Feststellung von
Mängelbeseitigungen beträgt die Entschädigung 
50 v.H. des Betrags nach Abs. 1 und 3.

§ 3

Sonstige Untersuchungen und Leistungen

Die Land-Nachuntersuchung von Fahrgastschif-
fen, die Untersuchung von Fahrzeugen ohne Motor-
oder Segelantrieb, die Untersuchung von Mietbooten
und Landestellen, die Stabilitätsuntersuchung von
Fahrzeugen und schwimmendem Gerät, die Messung
von Schadstoffemissionswerten, die Abnahme der
Befähigungsprüfung zur Führung von Wasserfahr-
zeugen sowie sonstige besondere Untersuchungen
werden nach Zeitaufwand vergütet. 

§ 4

Vergütung nach Zeitaufwand
Fernbleiben von der Untersuchung

(1) Bei Tätigkeiten, die nach Zeitaufwand vergütet
werden, beträgt die Vergütung 30,- € je angefangene
Viertelstunde.

(2) Bei Untersuchungen und sonstigen Leistungen
außerhalb der von der zuständigen Behörde festge-
setzten Sammeltermine sind zusätzlich die Reisezeit
nach Zeitaufwand sowie die Fahrtkosten nach den
für Staatsbeamte geltenden Bestimmungen zu vergü-
ten.

(3) Konnte eine Untersuchung nicht stattfinden,
weil das Fahrzeug ohne vorherige rechtzeitige
Absage nicht vorgeführt worden war, wird neben der
Vergütung nach Abs. 2 eine Entschädigung von bis zu
60,- € erhoben. 

§ 5

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 15. April
2005 in Kraft.

95–4–W

Verordnung
über die Entschädigung der Sachverständigen

in Schifffahrtsangelegenheiten

Vom 17. März 2005
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(2) Mit Ablauf des 14. April 2005 tritt die Verord-
nung über die Entschädigung der Sachverständigen
in Schifffahrtsangelegenheiten vom 23. März 2000
(GVBl S. 195, BayRS 95–4–W) außer Kraft.

München, den 17. März 2005

Bayerisches Staatsministerium
für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Dr. Otto  W i e s h e u ,  Staatsminister



Auf Grund des § 1 Abs. 1 der Verordnung über die
Einrichtung der staatlichen Behörden (BayRS 
200–1–S) erlässt das Bayerische Staatsministerium
für Unterricht und Kultus folgende Verordnung:

§ 1

1In München wird ein Staatsinstitut für Schul-
qualität und Bildungsforschung errichtet. 2Es führt
die Bezeichnung „Staatsinstitut für Schulqualität
und Bildungsforschung“ und untersteht unmittelbar
dem Staatsministerium für Unterricht und Kultus.

§ 2

1Das Staatsinstitut macht die Erkenntnisse der
Forschung und die Erfahrungen der Praxis für die
Schule nutzbar. 2Es unterstützt und berät das
Staatsministerium für Unterricht und Kultus bei der
Weiterentwicklung des gegliederten bayerischen
Schulwesens. 3Es hat insbesondere die Aufgaben:

1. die pädagogische, didaktische und methodische
Arbeit der Schulen zu fördern,

2. die Lehrpläne aller Schularten zu entwickeln,

3. an der Erstellung von zentralen Prüfungsaufgaben
und Tests mitzuarbeiten,

4. die Innere Schulentwicklung zu unterstützen,

5. fortlaufend Daten und Befunde zum bayerischen
Schulwesen zu erfassen und durch ein flächen-

deckendes Bildungsmonitoring Empfehlungen zur
Qualitätssicherung der bayerischen Schulen zu ge-
ben,

6. Schulversuche anzuregen, zu begleiten und auszu-
werten,

7. Erkenntnisse und Inhalte der Medienpädagogik
und Mediendidaktik sowie der Informations- und
Kommunikationstechnik für die Schulen nutzbar
zu machen,

8. bei der Lehrerfortbildung mitzuwirken und mit
den Einrichtungen der Lehrerfortbildung zusam-
menzuarbeiten.

§ 3

1Diese Verordnung tritt am 1. Mai 2005 in Kraft.
2Mit Ablauf des 30. April 2005 tritt die Verordnung
über die Errichtung des Staatsinstituts für Schulpä-
dagogik und Bildungsforschung vom 6. August 1971
(BayRS 2211–6–2–UK), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 14. Dezember 2000 (GVBl S. 972), außer
Kraft.

München, den 18. März 2005

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Monika  H o h l m e i e r ,  Staatsministerin
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Auf Grund von Art. 11 des Bayerischen Begabten-
förderungsgesetzes (BayBFG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 29. November 1983 (GVBl S. 1109,
BayRS 2230–2–3–WFK), zuletzt geändert durch § 17
des Gesetzes vom 24. März 2004 (GVBl S. 84), in Ver-
bindung mit Art. 1 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Gesetzes
zur Überleitung von Zuständigkeiten vom 29. Dezem-
ber 1998 (GVBl S. 1013, BayRS 1102–9–S) erlässt das
Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst im Einvernehmen mit dem Bayeri-
schen Staatsministerium der Finanzen folgende Ver-
ordnung:

§ 1

Die Verordnung zur Durchführung des Bayeri-
schen Begabtenförderungsgesetzes (DVBayBFG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 12. September 1988
(GVBl S. 315, ber. S. 502, BayRS 2230–2–3–1–WFK),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 10. Septem-
ber 2004 (GVBl S. 394), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) §§ 2b, 2c und 2d erhalten folgende Fassung:

„§ 2b (aufgehoben)

§ 2c (aufgehoben)

§ 2d (aufgehoben)“

b) § 18a erhält folgende Fassung:

„§ 18a (aufgehoben)“

c) § 21 erhält folgende Fassung:

„§ 21 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten,
Übergangsregelungen“

2. In § 1 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „§ 5 Abs. 2
Satz 2 BAföG“ durch die Worte „§ 5 Abs. 2 Satz
3 BAföG“ ersetzt.

3. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird der Betrag „371 €“ durch den
Betrag „388 €“ ersetzt. 

b) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 wird der Betrag „36 €“ durch den
Betrag „44 €“ ersetzt.

bb) In Nr. 2 wird der Betrag „115 €“ durch den
Betrag „197 €“ ersetzt.

4. § 2a Satz 2 wird aufgehoben, die bisherige Satz-
bezeichnung 1 entfällt. 

5. Die §§ 2b, 2c und 2d werden aufgehoben.

6. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird nach „(BGBl I S. 266)“ das
Komma gestrichen und durch „und“
ersetzt; nach „Eltern“ werden die Worte
„und sonstiger Unterhaltsverpflichteter“
gestrichen.

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Ehegatte im Sinn dieser Verordnung ist
der nicht dauernd getrennt lebende Ehe-
gatte, sofern diese Verordnung nichts an-
deres bestimmt.“

cc) Es wird folgender Satz 4 angefügt: 

„4Einkommen der Eltern bleibt außer Be-
tracht, wenn ihr Aufenthaltsort nicht be-
kannt ist oder sie rechtlich oder tatsäch-
lich gehindert sind, im Inland Unterhalt zu
leisten.“

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Ist das Einkommen der unterhalts-
verpflichteten Person außer auf den Bedarf des
Antragstellers auch auf den anderer Auszubil-
dender anzurechnen, die in einer Ausbildung
stehen, die nach diesem Gesetz, nach dem
Bundesausbildungsförderungsgesetz, nach dem
Bayerischen Ausbildungsförderungsgesetz
oder nach § 59 des Dritten Buchs Sozialgesetz-
buch gefördert werden kann, so wird es zu
gleichen Teilen angerechnet. 2Dabei sind auch
die Kinder des Einkommensbeziehers zu be-
rücksichtigen, die Ausbildungsförderung ohne
Anrechnung des Einkommens der Eltern
erhalten können und nicht ein Abendgymna-
sium oder Kolleg besuchen oder bei Beginn der
Ausbildung das 30. Lebensjahr vollendet ha-
ben. 3Nicht zu berücksichtigen sind Auszubil-
dende, die eine Universität der Bundeswehr
oder Verwaltungsfachhochschule besuchen.“ 

7. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Als Einkommen gilt vorbehaltlich der

2230–2–3–1–WFK

Sechste Verordnung
zur Änderung der

Verordnung zur Durchführung des Bayerischen
Begabtenförderungsgesetzes

Vom 23. März 2005
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Sätze 3 und 4 und der Abs. 2a, 3 und 4 die
Summe der positiven Einkünfte im Sinn
des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommen-
steuergesetzes.“

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Abgezogen werden können

1. der Altersentlastungsbetrag (§ 24a des
Einkommensteuergesetzes),

2. die Beträge, die für ein selbstgenutztes
Einfamilienhaus oder eine selbstge-
nutzte Eigentumswohnung als Sonder-
ausgaben nach § 10e oder § 10i des Ein-
kommensteuergesetzes berücksichtigt
werden; diese Beträge können auch von
der Summe der positiven Einkünfte des
nicht dauernd getrennt lebenden Ehe-
gatten abgezogen werden,

3. die für den Berechnungszeitraum zu
leistende Einkommensteuer, Kirchen-
steuer und 

4. die für den Berechnungszeitraum zu
leistenden Pflichtbeiträge zur Sozial-
versicherung und zur Bundesagentur
für Arbeit sowie die geleisteten freiwil-
ligen Aufwendungen zur Sozialversi-
cherung und für eine private Kranken-,
Unfall- oder Lebensversicherung in
angemessenem Umfang.“

cc) Satz 4 erhält folgende Fassung:

„4Der Abzug nach Satz 3 Nr. 2 ist bei mit-
einander verheirateten Eltern, wenn sie
nicht dauernd getrennt leben, nur für ein
Objekt zulässig; bei der Ermittlung des
Einkommens des Auszubildenden sowie
deren Ehegatten ist er nicht zulässig.“

dd) Es wird folgender Satz 5 angefügt: 

„5Leibrenten, einschließlich Unfallrenten,
mit dem Betrag, der nicht steuerlich als
Ertragsanteil erfasst ist, und Versorgungs-
renten gelten als Einnahmen aus nicht-
selbständiger Arbeit.“

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zur Abgeltung der Abzüge nach Abs. 1
Nr. 4 gilt § 21 Abs. 2 BAföG entsprechend.“

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird folgende neue Nr. 1 einge-
fügt:

„1. Waisenrenten und Waisengelder, die
der Antragsteller bezieht,“; 

die bisherigen Nrn. 1 und 2 werden Nrn. 2
und 3.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Erziehungshilfe“
durch das Wort „Erziehungsbeihilfe“ er-
setzt.

d) Abs. 4 Nr. 4 wird aufgehoben; die bisherige Nr. 5
wird Nr. 4.

8. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) 1Für die Anrechnung des Einkommens
des Studierenden sind die Einkommen maßge-
bend, die er im Bewilligungszeitraum erhält.
2Sind bei ihrer Ermittlung Pauschbeträge für
Werbungskosten nach § 9a des Einkommensteu-
ergesetzes zu berücksichtigen, so ist der Betrag
abzuziehen, der sich ergibt, wenn ein Zwölftel
des Jahrespauschbetrages mit der Zahl der Ka-
lendermonate des Bewilligungszeitraums ver-
vielfacht wird.“

9. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 wird der Betrag „164 €“ durch den
Betrag „215 €“ ersetzt.

bb) In Nr. 2 werden nach dem Wort „Ehe-
gatten“ die Worte „bzw. den Lebenspart-
ner“ eingefügt und die Worte „§ 40 des Ar-
beitsförderungsgesetzes“ durch die Worte
„§ 59 des Dritten Buchs Sozialgesetzbuch“
ersetzt; der Betrag „286 €“ wird durch den
Betrag „480 €“ ersetzt.

cc) In Nr. 3 wird der Betrag „258 €“ durch den
Betrag „435 €“ ersetzt.

dd) Satz 2 wird aufgehoben; die bisherige
Satzbezeichnung 1 entfällt.

b) In Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Ehe-
gatten“ die Worte „bzw. des Lebenspartners“
eingefügt.

c) Abs. 4 und 5 erhalten folgende Fassung: 

„(4) Abweichend von Abs. 1 werden 

1. von der Waisenrente und dem Waisengeld
der Auszubildenden monatlich 112 € nicht
angerechnet,

2. Ausbildungshilfen und gleichartige Leis-
tungen aus öffentlichen Mitteln oder von
Fördereinrichtungen, die hierfür öffentliche
Mittel erhalten, sowie Förderungsleistun-
gen ausländischer Staaten voll auf den Be-
darf angerechnet; das gilt auch für Einkom-
men, das aus öffentlichen Mitteln zum Zweck
der Ausbildung bezogen wird.

(5) Zur Vermeidung unbilliger Härten kann
auf besonderen Antrag, der vor dem Ende des
Bewilligungszeitraums zu stellen ist, abwei-
chend von den vorstehenden Vorschriften ein
weiterer Teil des Einkommens anrechnungsfrei
gestellt werden, soweit er zur Deckung beson-
derer Kosten der Ausbildung erforderlich ist,
die nicht durch den Bedarfssatz gedeckt sind,
höchstens jedoch bis zu einem Betrag von 205 €
monatlich.“

10. § 9 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„(1) Es bleiben monatlich anrechnungsfrei 



1. vom Einkommen der miteinander verheirate-
ten Eltern, wenn sie nicht dauernd getrennt
leben, 4320 €,

2. vom Einkommen jedes Elternteils in sonstigen
Fällen sowie vom Einkommen des Ehegatten
bzw. Lebenspartners je 2880 €.

(2) 1Die Freibeträge des Abs. 1 erhöhen sich

1. für den nicht in Eltern-Kind-Beziehung zum
Auszubildenden stehenden Ehegatten bzw.
Lebenspartner des Einkommensbeziehers um
480 €,

2. für Kinder des Einkommensbeziehers sowie
für weitere dem Einkommensbezieher nach
dem Bürgerlichen Recht Unterhaltsberechtigte
um je 435 €,

wenn sie nicht in einer Ausbildung stehen, die
nach diesem Gesetz, nach dem Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz, nach dem Bayerischen
Ausbildungsförderungsgesetz oder nach § 59 des
Dritten Buchs Sozialgesetzbuch gefördert wer-
den kann. 2Die Freibeträge nach Satz 1 mindern
sich um das Einkommen des Ehegatten bzw.
Lebenspartners, des Kindes oder des sonstigen
Unterhaltsberechtigten.“

11. Dem § 10 Abs. 1 werden folgende Sätze 2 und 3
angefügt: 

„2Für einen Master- oder Magisterstudiengang
im Sinn des § 19 Hochschulrahmengesetzes oder
für einen postgradualen Diplomstudiengang im
Sinn des § 18 Abs. 1 Sätze 1 bis 3 des Hochschul-
rahmengesetzes sowie für vergleichbare Stu-
diengänge in Mitgliedstaaten der Europäischen
Union wird Ausbildungsförderung geleistet,
wenn

1. er auf einem Bachelor- oder Bakkalaureus-
studiengang aufbaut und

2. die Geförderten außer dem Bachelor- oder
Bakkalaureusstudiengang noch keinen Studi-
engang abgeschlossen haben.

3Wer einen Studiengang des Elitenetzwerks
Bayern besucht, erhält das Stipendium bis zu
dessen Abschluss.“ 

12. § 17 Abs. 4 wird aufgehoben.

13. § 18a wird aufgehoben.

14. In § 20 Abs. 2 Satz 1 wird der Betrag „353 €“
durch den Betrag „370 €“ ersetzt.

15. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten, Über-
gangsregelungen“

b) Es werden folgende Abs. 3 und 4 angefügt: 

„(3) Für Darlehen gemäß § 2a Satz 2 der
Durchführungsverordnung des Bayerischen
Begabtenförderungsgesetzes in der bisherigen
Fassung der Bekanntmachung vom 12. Sep-
tember 1988 (GVBl S. 315, ber. S. 502, BayRS
2230–2–3–1–WFK), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 10. September 2004 (GVBl S. 394),
gelten bis zu deren Auslaufen die Regelungen
der §§ 2b, 2c, 2d, § 4 Abs. 1 Satz 2, § 17 Abs. 4
sowie § 18a dieser Fassung weiter.

(4) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2012 außer Kraft.“

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2005 in Kraft.

München, den 23. März 2005

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Thomas  G o p p e l ,  Staatsminister
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Auf Grund von Art. 27 Abs. 5 und Art. 22 in Verbin-
dung mit Art. 75 Abs. 3 des Bayerischen Wassergeset-
zes (BayWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
19. Juli 1994 (GVBl S. 822, BayRS 753–1–U), zuletzt
geändert durch § 1 des Gesetzes vom 24. Juli 2003 (GVBl
S. 482), erlässt das Bayerische Staatsministerium für
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie im
Einvernehmen und, soweit der Gemeingebrauch nach
Art. 22 und 75 Abs. 3 BayWG geregelt wird, gemeinsam
mit dem Bayerischen Staatsministerium für Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz folgende Verord-
nung:

§ 1

Die Verordnung für die Schifffahrt auf den bayeri-
schen Gewässern – Schifffahrtsordnung – SchO –
(BayRS 95–5–W), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 8. Juni 2001 (GVBl S. 340), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

In § 1 Abs. 1 Satz 2 werden nach den Worten „§
15 Abs. 1 und 6,“ die Worte „§ 26 Abs. 1, 3 und 5,“
eingefügt.

2. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8 

Schiffsführerprüfung

(1) Der Bewerber um den Schiffsführerschein
hat seine Befähigung in einer theoretischen und
praktischen Prüfung nachzuweisen, die von der
nach § 19 Abs. 2 bestimmten Untersuchungsstelle
durchgeführt wird.

(2) Die Prüfung erstreckt sich auf die schiff-
fahrts- und wasserrechtlichen Vorschriften, das
Verhalten unter besonderen Umständen, die
Fertigkeit in der Führung des Fahrzeugs und die
Kenntnis des Fahrwassers.“

3. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Untersuchungsstelle leitet der
Kreisverwaltungsbehörde eine Niederschrift
über den Prüfungsverlauf zu.“

b) Abs. 3 Satz 2 wird aufgehoben; die Satzbe-
zeichnung 1 entfällt.

4. § 14 Abs. 7 und 8 erhalten folgende Fassung:

„(7) Der Schalldruckpegel von Wasserfahrzeu-
gen ohne CE-Kennzeichnung gemäß Abs. 8 darf
65 dB (A) nicht übersteigen.

(8) Mit einem Fahrzeug, das dem Geltungsbe-
reich der Richtlinie 94/25/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 16. Juni 1994 zur
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über Sportboote
(ABl. EG Nr. L 164 S. 15), geändert durch die
Richtlinie 2003/44/EG des Europäischen Parla-
ments vom 16. Juni 2003 (ABl. EU Nr. L 214 S.
18) – (Sportbootrichtlinie) unterliegt, darf am
Verkehr nur teilgenommen werden, wenn es mit
der CE-Kennzeichnung nach Art. 10 der Sport-
bootrichtlinie versehen ist.“

5. Dem § 16 wird folgender Abs. 7 angefügt: 

„(7) 1Verbrennungsmotoren von Fahrzeugen,
die für Sport- oder Vergnügungszwecke verwen-
det werden, ausgenommen Hilfsmotoren von
Segelfahrzeugen, müssen den Abgasgrenzwerten
der Sportbootrichtlinie oder der Bodensee-
Schifffahrts-Ordnung, Stufe 1, genügen. 2Bei der
Untersuchung nach § 21 Abs. 2 sind entsprechen-
de Nachweise vorzulegen.“

6. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Fahrgast- und Güterschiffe, schwimmendes
Gerät, Mietfahrzeuge und Fahrzeuge mit
Maschinenantrieb, ausgenommen Elektromo-
torboote, dürfen nur in Betrieb genommen
werden, wenn sie von der Kreisverwaltungs-
behörde zugelassen worden sind; Segelfahr-
zeuge sind nur dann zulassungspflichtig, wenn
sie mit Zweitakt-Hilfsmotor ausgerüstet sind.“

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Zulassung wird erteilt, wenn das
Fahrzeug nach dem Ergebnis einer Unter-
suchung durch eine vom Staatsministerium für
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Tech-
nologie bestimmte Untersuchungsstelle den in
§ 21 Abs. 1 und 2 genannten Vorschriften ent-
spricht.“

c) Abs. 4 wird aufgehoben. 

7. § 21 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Bei der Untersuchung von Fahrgast- und
Güterschiffen, schwimmendem Gerät und
Mietfahrzeugen ist festzustellen, ob das Fahrzeug
den Vorschriften dieser Verordnung entspricht.

95–5–W

Verordnung
zur Änderung der

Schifffahrtsordnung

Vom 23. März 2005
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(2) 1Bei der Untersuchung sonstiger Fahrzeuge ist
nur die Übereinstimmung mit folgenden Bestim-
mungen festzustellen: § 14 Abs. 4 (nur Flüs-
siggasanlagen), § 14 Abs. 7, § 15 Abs. 2 und 3
sowie § 16 Abs. 2 und 7. 2Motoren und deren Zu-
behör, die vor der Untersuchung bereits in Be-
trieb genommen waren, sind zusätzlich auf Be-
triebssicherheit und Umweltverträglichkeit zu
überprüfen. 3Die Untersuchung weiterer Fahr-
zeugeigenschaften bedarf der Zustimmung des
Fahrzeughalters.“

8. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 5 erhält folgende Fassung.

„(5) Wer 0,25 mg/l oder mehr Alkohol in der
Atemluft oder 0,5 Promille oder mehr Alkohol
im Blut oder eine Alkoholmenge im Körper
hat, die zu einer solchen Atem- oder Blut-
alkoholkonzentration führt oder wer unter der
Wirkung eines der in der Anlage zu § 24a
Straßenverkehrsgesetz in der jeweils gelten-
den Fassung genannten berauschenden Mittels
steht, darf ein Fahrzeug nicht führen.“ 

b) Es wird folgender Abs. 6 angefügt: 

„(6) Dem Schiffsführer und der Schiffs-
mannschaft von Fahrgastschiffen ist es unter-
sagt, während des Dienstes alkoholische Ge-
tränke oder andere berauschende Mittel im
Sinn von Abs. 5 zu sich zu nehmen oder die
Fahrt anzutreten, obwohl sie unter der Wir-
kung solcher Getränke oder Mittel stehen.“

9. § 29 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Nach § 19 Abs. 1 Satz 1 zulassungspflich-
tige Fahrzeuge, Elektromotorboote und sämtliche
Segelfahrzeuge mit Hilfsmotor oder mit einge-
bauten Wohn-, Koch- oder sanitären Einrich-
tungen müssen mit einem von der Kreisver-
waltungsbehörde zugeteilten Kennzeichen verse-
hen sein, das auf beiden Seiten des Fahrzeugs an
gut sichtbarer Stelle anzubringen ist.“

10. § 30 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bei Fahrzeugen mit Maschinenantrieb,
deren Maschinenleistung 4 kW übersteigt, dürfen
nur Lichter verwendet werden, die in einem
Mitgliedstaat der Europäischen Union für
Zwecke der Schifffahrt zugelassen sind.“

11. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt: 

„(2) 1Die Kreisverwaltungsbehörde kann
dem Fahrzeughalter oder dem Eigentümer der
Anlegestelle gestatten, dass dieser die Unter-
suchung selbst durchführt. 2Der Kreisverwal-
tungsbehörde ist nach Abschluss der Unter-
suchung unverzüglich ein schriftlicher Bericht
über das Untersuchungsergebnis zu übermit-
teln.“

b) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3; dessen Satz 1
erhält folgende Fassung: 

„1Festgestellte Mängel hat der Fahrzeughalter
oder der nach Abs. 2 verpflichtete Eigentümer
der Anlegestelle unverzüglich zu beheben.“

12. § 58 Abs. 4 und 5 werden aufgehoben; die Absatz-
bezeichnung im bisherigen Abs. 1 entfällt. 

13. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. ohne die nach § 3 Abs. 1 vorgeschriebene
Genehmigung oder unter Nichtbefolgen
einer vollziehbaren Auflage nach § 3 Abs. 2
die Schifffahrt ausübt,“.

b) Nr. 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchst. d erhält folgende Fassung: 

„d) entgegen § 26 Abs. 5 ein Fahrzeug
führt,“.

bb) Es wird folgender neuer Buchst. e einge-
fügt:

„e) entgegen § 26 Abs. 6 während des
Dienstes alkoholische Getränke oder
andere berauschende Mittel zu sich
nimmt oder die Fahrt antritt, obwohl
er unter der Wirkung solcher Getränke
oder Mittel steht,“. 

cc) Die bisherigen Buchst. e bis l werden
Buchst. f bis m.

14. In der Anlage „Signalordnung“, Abschnitt A, Nr. 1,
Buchst. b und c werden jeweils die Worte „nach
DIN 6163“ gestrichen.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 15. April
2005 in Kraft.

München, den 23. März 2005

Bayerisches Staatsministerium
für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Dr. Otto  W i e s h e u ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium
für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Dr. Werner  S c h n a p p a u f ,  Staatsminister
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